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DIE LINKE steht für:
Mindestlohn 
europaweit!

Gleicher Lohn für
Frauen!

Millionäre zur
Kasse!

Truppen raus aus
Afghanistan!
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Am 16. Mai 2009 ruft der DGB
zu einer zentralen Demonstra-
tion mit dem Slogan „Die Krise
bekämpfen. Sozialpakt für 
Europa! Die Verursacher müssen 
zahlen“ in Berlin auf.

Die Demonstrationszüge treffen
sich um 11.00 Uhr am Breit-
scheidplatz und am Hauptbahn-
hof. Die Abschlusskundgebung
findet ab 12.30 Uhr an der 
Siegessäule statt. Zeitgleich 
finden weitere Demonstrationen
in Brüssel, Prag und Madrid
statt.

D IE LINKE fordert einen Schutz-
schirm für die Menschen, damit
die Mehrheit der Bevölkerung nicht

die Kosten der Krise tragen muss. Dazu ge-
hört ein Zukunftsinvestitionsprogramm von
jährlich 100 Milliarden Euro, das dauerhaft
zwei Millionen Arbeitsplätze schafft. DIE
LINKE will außerdem einen gesetzlichen
Mindestlohn von 8 Euro einführen, der in
schnellen Schritten auf 10 Euro steigt.

Um dieses Programm zu finanzieren,
müssen die Verursacher und Profiteure der
Krise zahlen. DIE LINKE fordert eine Milli-
onärssteuer, die Privatvermögen von mehr
als einer Million Euro mit mindestens fünf
Prozent zur Kasse bittet.

Deshalb wird DIE LINKE am 16. Mai auf
der Demonstration der Gewerkschaften in
Berlin auf die Straße gehen und gemein-
sam mit vielen anderen deutlich machen:
WWiirr  ffoorrddeerrnn,,  ddaassss  ddiiee  VVeerruurrssaacchheerr  ffüürr  ddiiee
KKrriissee  zzaahhlleenn..  EEiinnee  aannddeerree  PPoolliittiikk  iisstt  nnööttiigg,,
mmöögglliicchh  uunndd  wwäähhllbbaarr!!



Seite 2

neu-köllnisch . 4 / 2009 - Mai DIE LINKE Berlin-Neukölln

Neben dem Aufbauprojekt Ge-
meinschaftsschule und dem
Gymnasium soll eine neue
Schulform kreiert werden: Se-
kundarschulen. Die GEW Neu-
kölln setzt sich kritisch mit dem
Senatsprojekt auseinander und
formuliert Kriterien.

Im Mai-„Bezirksinfo“ der Lehrergewerkschaft
charakterisiert Jürgen Schulte den Rahmen
dieser neuen Schulform, die bereits mit Be-

ginn des kommenden Schuljahres begonnen
werden soll, als „Schulform, in der die Mehrheit
der Schülerschaft arbeitet, unter Ausschluss
der besonders Leistungsfähigen und der Schü-
ler aus an innovativen Bildungseinrichtungen
interessierten Familien. Diese Schüler besu-
chen die Gymnasien bzw. die Gemeinschafts-
schulen.“ Es sei denn, die Sekundarschule be-
sitze durch ihre Lernbedingungen und -atmo-
sphäre eine Attraktivität, dass sie der Konkur-
renz gewachsen wäre.

Dafür formuliert die GEW Neukölln vier Krite-
rien: 

Erstens müsse die Ausstattung der Schulen
von Anfang an dem Ganztagesbetrieb Rechnung
tragen, einschließlich der notwendigen Sozial-
räume wie Mensa mit Küche, Bibliothek mit Le-

seräumen, Ruheräumen und Räumen für Sport
und Spiel. Dazu gehöre auch die entsprechende
Personalausstattung.

Zweitens: Integrationsaufgaben müssten in
mehrere Richtungen wahrgenommen werden:
Individuelle Förderung der Schüler entspre-
chend ihrer jeweiligen Fähigkeiten; Integration
von Schülern mit sonderpädagogischem För-
derbedarf; Integration von Schülern mit sprach-
lichen Defiziten.

Drittens: Als oberste Frequenz wird eine
Lehrgruppenzahl von 24 Schülern angesehen.
Schulen in sozial schwierigen Gebieten müssen
einen Nachteilsausgleich erhalten.

Viertens: Die Schulen müssten eine eigene
Oberstufe besitzen. Denkbar sei auch, dass für
mehrere neue Schulen eine gemeinsame Ober-
stufe existiert, die allerdings nicht die eines
Gymnasiums sein dürfe. Anzustreben sei ein
enger Verbund mit den lokalen Grundschulen.

Falls keine Bereitschaft bestehe, die Sekun-
darschulen entsprechend auszustatten, werde
diese Schulreform kläglich scheitern, warnt die
GEW. „Schon bald wird sie den Ruf einer ,Rest-
schule’ mit allen bekannten Folgen erhalten.
Nicht der gewünschte ,Abbau des starken Zu-
sammenhangs zwischen sozialer Herkunft sowie
Migrationshintergrund und schulischen Erfolgen’,
sondern die Zementierung des Status quo wird
sich dann sehr schnell als Ergebnis dieser ,Re-
form’ herausstellen,“ so Jürgen Schulte.
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PPrrooffiittmmaaxxiimmiieerruunngg  iinn  ddeerr  KKrriissee:: Ihren Nettogewinn bezifferte die Deutsche Bank Ende April in ihrer
Bilanz für das erste Quartal auf fast 1,2 Milliarden Euro, den Vorsteuergewinn auf mehr als 1,8 Milli-
arden Euro. Bankenchef Josef Ackermann schrieb in einem Brief an die Aktionäre, er sei „fest über-
zeugt, gestärkt aus der Krise hervorzugehen". Die Deutsche Bank setzt als Zielmarke eine Eigenkapi-
talrendite von 25 Prozent. Ackermann bleibt bis 2013 an der Spitze der Deutschen Bank, sein Ver-
trag wurde vorfristig verlängert.

Schulreform in Neukölln:
Sekundarschulen mit Chancen
und Risiken

Der Berliner Volksentscheid
über Religion als gleichberech-
tigtes Schulfach  endete am 
26. April mit einer Niederlage
für die  „Pro Reli“-Vertreter, die
nur 48,5 Prozent der abgegebe-
nen Stimmen erhielten. Mit
Nein stimmten 51,3 Prozent. Die
Beteiligung lag bei 28,2 Prozent.

Weil der gemeinsame Ethikunterricht ein
wichtiger Beitrag ist, um das friedliche
und respektvolle Zusammenleben von

Menschen unterschiedlichster Herkunft, Tradi-
tion, Kultur und Weltanschauung in unserer
Stadt zu befördern, hatte sich DIE LINKE gegen
ein Pflichtfach Religion an den Schulen ausge-
sprochen. Gerade Kindern und Jugendlichen
müsse die Chance geboten werden, die notwen-
dige Toleranz gegenüber verschiedenen Le-
bensvorstellungen und Religionen zu erlernen.
Die von Pro Reli angestrebte Trennung des
Unterrichts nach Konfessionen würde einen sol-
chen Austausch dagegen verhindern.

In Neukölln stimmten nur 
16,4 Prozent der Stimmberech-
tigten für Pro Reli. 
Die Abstimmungsbeteiligung lag
bei 26,5 Prozent.
Von den Teilnehmern der 
Pro Reli-Abstimmung 
in Neukölln waren 
61,8 Prozent dafür, 
37,9 Prozent dagegen.

Von der Pro Reli-Fraktion, deren treibender
politischer Teil die CDU war, wurde gelogen,
dass sich die Balken biegen. So wurde behaup-
tet, in Berlin würden Kinder ihrer Grundrechte
beraubt: „Religionsunterricht zu besuchen ist in
den meisten Bundesländern ein Grundrecht. In
Berlin nicht.“ So der Theologe und Präsident der
Humboldt-Universität Christoph Markschies in
einem SPIEGEL-Essay: „Schule braucht Reli-
gion“. Aber jedes Schulkind hat in Berlin weiter-
hin von der ersten bis zur sechsten Klasse Reli-
gion als Schulfach, dessen Besuch allerdings,
wie überall, auf Wunsch der Eltern verweigert
werden kann, ab der 7. Klasse kann Religion auf
der Wahlfachbasis gewählt werden. Das Land
Berlin gibt für den Religions- und Weltanschau-
ungsunterricht in den Schulen jährlich rund 50
Millionen Euro aus. Daran hatte die Einführung
des gemeinsamen Fachs Ethik für alle Schüle-
rinnen und Schüler nichts geändert. 

Religion bleibt
freiwillig
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Mitglieder der LINKEN. Auf der Kundgebung er-
klärte der DGB-Landesvorsitzende Dieter Scholz,
er vermisse eine Konjunkturpolitik aus einem
Guss. Dazu gehöre auch der Aufbau qualifizierter
Jobs und die Absage an Niedriglöhne, die eine
menschenwürdige Existenz nicht gewährleiste-
ten. Er appellierte, die Proteste des Europäischen
Gewerkschaftsbundes für ein soziales Europa in
Berlin am 16. Mai zu unterstützen. Zeitgleich pro-
testierte ein breites demokratisches Bündnis in
Köpenick gegen eine NPD-Veranstaltung. Auf
dem Bahnhof Köpenick attackierten Polizeieinhei-
ten Demonstranten, die mit einer Sitzblockade
die Anreise der Nazis verhindern wollten.

Der 1. Mai stand in diesem Jahr
im Zeichen des Kampfes gegen
die Abwälzung der Krisenkosten
auf die Bevölkerungsmehrheit.

Mehr als 20.000 Kolleginnen und Kollegen
demonstrierten mit dem DGB am Vormit-
tag vom Gewerkschaftshaus am Witten-

bergplatz zum Brandenburger Tor, deutlich mehr
als in den Vorjahren, wie Ver.di-Landesgeschäfts-
führer Roland Tremper „Neu-Köllnisch“ bestätig-
te. „Wir zahlen nicht für eure Krise“ war in vielen
Variationen auf Transparenten zu lesen, ebenso
wie „Arbeit für alle bei fairen Lohn“. Aktiv dabei,

Am Nachmittag feierten Zehntausende auf
dem Kreuzberger Mariannenplatz und den umlie-
genden Straßen. Zu gewalttätigen Auseinander-
setzungen zwischen Teilnehmern der Demonstra-
tion „Kapitalismus ist Krieg und Krise“ und der Po-
lizei kam es in aufgeheizter Atmosphäre am
Abend. Sie dauerten bis in die späte Nacht. Mas-
siver Polizeieinsatz und Wurfgeschosse aller Art
bestimmten die Szene. Die Medienprophezeiung,
„am 1. Mai knallt es in Berlin“, ging so auf. Vor
allem Springer-Zeitungen hatten massiv gegen
Linke gehetzt. Die BZ setzte z.B. den Lichtenber-
ger LINKEN Kirill Jermak als Anmelder der De-
monstration steckbriefartig auf ihre Titelseite. 

„Widerstand von unten“

Die Kollegen der Industriegewerkschaft BAU Neukölln waren am 1. Mai
mit ihrer Traditionsfahne dabei - sie kommen wieder: Am 16. Mai.

Ruben Lehnert, Bundestagskandidat der Neu-
köllner LINKEN am Infostand auf der DGB-Kund-
gebung.

Dicht umlagert von den Kolleginnen und Kollegen war der Stand der Arbeitsgemeinschaft Betrieb &
Gewerkschaft der LINKEN nach der Maidemonstration der Gewerkschaften am Brandenburger Tor.
Von vielen nachgefragt: Das Programm der LINKEN „Schutzschirme für Menschen“.

Zur Notwendigkeit, einer angesichts der tiefsten
Wirtschaftskrise seit 80 Jahren untätigen Regierung
auch mit Streiks entgegenzutreten, erklärte der Par-
teivorsitzende der LINKEN, Oskar Lafontaine: „Als in
Paris dort die Regierung den Kündigungsschutz für
die Jugendlichen verschlechtert hat, haben die Fran-
zosen diesen Sozialabbau weggestreikt. Viele Men-
schen bei uns sagen, die ,da oben' machen ja doch,
was sie wollen. Dem muss auch Widerstand von
unten entgegengesetzt werden können, der wirkt.“
DIE LINKE will schon seit langem den politischen Ge-
neralstreik ermöglichen. „In einer funktionierenden
Demokratie gehören Demonstrationen dazu. Man
darf Demonstranten, auch dann, wenn sie laut sind,
nicht als ,die von der Straße' denunzieren“. Es gebe
in Deutschland eine Tradition, dass man vor der
Straße warnt, kritisierte Lafontaine. „Das sind die-
selben, die die Helden nannten, die in der ehemali-
gen DDR auf die Straße gegangen sind oder die in
Polen die Solidarnosc bewundert haben. Das nenne
ich schizophren."
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Das Europa-Parlament sei weit
weg vom Neuköllner Alltag. Das
meinte zum Beispiel ein Busfah-
rer am Hermannplatz, als er
Neuköllner LINKE beim Plakatie-
ren für den Europawahlkampf
ansprach. Das kurze Gespräch
zeigte aber: Das Gegenteil ist
der Fall.

Entscheidungen der Europäischen Union
greifen tief in den Alltag der Neuköllnerin-
nen und Neuköllner ein. Zwei Beispiele:

Die EU-Arbeitszeitrichtlinie konnte Ende April ge-
rade noch im Europaparlament gestoppt werden.
Und die  Einführung der EU-Dienstleitungsrichtli-
nie, bekannt als Bolkestein-Richtlinie, ist immer
noch aktuell.

EU-Arbeitszeitrichtlinie gestoppt
Die geplante Revision der EU-Arbeitszeitricht-

linie hätte deren ohnehin schwaches Schutzni-

DDiiee  EEuurrooppääiisscchhee  UUnniioonn  ggrreeiifftt  iinn  ddeenn  NNeeuukkööllllnneerr  AAllllttaagg  eeiinn

Dumping-Löhne und Arbeitszeit
veau weiter abgesenkt. Rat und Kommission woll-
ten, dass Regelungen über flexible Jahresarbeits-
zeitkonten auch durch einfache Verwaltungsvor-
schriften erlassen werden können. Damit hätten
vor allem die öffentlichen Arbeitgeber auf kom-
munaler, Landes- und Bundesebene die Gewerk-
schaften massiv unter Druck setzen können: Ent-
weder ihr stimmt längeren und flexibleren Ar-
beitszeiten per Tarifvertrag zu, oder wir drücken
dies ohne euch einfach auf dem Verwaltungsweg
durch. Diesen Knüppel gegen die Gewerkschaften
haben die Regierungen nun nicht in die Hand be-
kommen. Jahresarbeitszeitkonten sind nach der
nun weiterhin geltenden EU-Arbeitszeitrichtlinie
nur unter der strikten Bedingung von tarifvertrag-
lichen Regelungen möglich. 

Gesetzliche Mindestlöhne sind notwendig
Gegen die EU-Dienstleistungsrichtlinie gab

es massiven Widerstand der Gewerkschaften
und der LINKEN. Nun wird sie umgesetzt. Der
DGB befürchtet, die Richtlinie könne in
Deutschland ohne gesetzlichen Mindestlohn
dem weiteren Lohndumping Tür und Tor öffnen.
Im Vordergrund steht das ŒHerkunftslandprin-
zip•. Demnach können Dienstleister grundsätz-
lich in jedem EU-Land Dienstleistungen anbie-
ten. Und zwar zu den in ihrem Herkunftsland
geltenden Bestimmungen. Für einige Branchen
regelt in Deutschland das sog. Arbeitnehmer-
Entsendegesetz Mindeststandards. Aber das ist
nach fächendeckend. DIE LINKE unterstützt die
Forderung des Europäischen Parlaments, dass
die EU eine Zielvorgabe zum Niveau von Min-
destlöhnen in Höhe von mindestens 60 Prozent
des nationalen Durchschnittslohns vereinbart,
um Armut trotz Erwerbsarbeit zu verhindern. 

Das sind nur zwei Gründe, um am 7. Juni
LINKE Abgeordnete ins Europa-Parlament
zu wählen. Das Europa-Wahlprogramm der
LINKEN finden Sie im Internet: 
wwwwww..hhiieerr--uunndd--iinn--eeuurrooppaa..ddee

Neuköllner WahlTeam aktiv
Am 2. Mai traf sich das Neuköllner WahlTeam,
um in einer gemeinsamen Aktion flächendeck-
end im Bezirk mehr als 900 Wahlplakate der
LINKEN zu den Europawahlen aufzuhängen.
Nach einem gemeinsamen Frühstück ging es
los. Abschließend fand ein Erfahrungsaustausch
statt. 
WWeerr  mmiittmmaacchheenn  mmööcchhttee,,  eeggaall  oobb  PPaarrtteeiimmiittgglliieedd
ooddeerr  nniicchhtt,,  ddiiee  nnääcchhsstteenn  AAkkttiioonnssttaaggee  ssiinndd  aamm
2233..  MMaaii  uunndd  aamm  66..  JJuunnii..  TTrreeffffppuunnkktt  iisstt  jjeewweeiillss
uumm  1100..0000  UUhhrr  aamm  RRiicchhaarrddppllaattzz  1166..
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DDIIEE  LLIINNKKEE..  NNeeuukkööllllnn  uunndd  YYEEKK--KKOOMM  llaaddeenn  eeiinn::

Diskussionsveranstaltung

Die neue Rolle der Türkei und die Kurdenfrage
Montag, den 11. Mai 2009, um 19 Uhr, im Morus14 
in der Morusstraße 14 in 12053 Berlin (S Neukölln/U Karl-Marx-Straße, Bus 104)

Mit Ulla Jelpke (MdB, DIE LINKE)
Yüksel Koc (Sprecher von YEK-KOM) und 
Medeni Kirici von der DTP aus der Türkei
Moderation: Ruben Lehnert (Sprecher des Bezirksverbandes DIE LINKE. Neukölln)

Millionäre zur Kasse. Klare Ansage der LINKEN
im Europawahlkampf.

Präsentation der Plakate der LINKEN für den Europawahlkampf mit dem Spitzenkandidaten Lothar
Bisky. Der Medienwissenschaftler ist Vorsitzender der LINKEN und der Europäischen Linkspartei.


